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POLITISCHE UND ÖKONOMISCHE ASPEKTE DER "BRITISCHEN 

KRISE" 

Seit mehr als zwei Jahrzehnten steht die Literatur zum 

Fall Großbritannien im Zeichen der Krisendeutung. Wäh-

rend eines Großteils dieser Periode beruhte die wissen-

schaftliche - und nicht zuletzt journalistische - At-

traktivität der Insel in erster Linie darauf, daß sie 

innerhalb des prosperierenden und zukunftssicheren west-

lichen Kernbereichs die einzige Schaubühne für Verfalls-

und Destabilisierungsprozesse zu bieten schien. Trotz -

oder gerade wegen - ihrer voyeuristisehen Obertöne 

zeichnete sich die resultierende Krisendiagnostik vor 

allem dadurch aus, daß sie das britische Leiden treffsi-

cher als entwicklungsgeschichtliches Unikum begriff. 

Angesichts der globalen Verallgemeinerung von Krisener-

scheinungen ist die Faszinationskraft der britischen 

Malaise inzwischen im Schwinden - mit dem Ergebnis, daß 

sie zunehmend als Normalfall, allenfalls als Härtefall 

ubiquitärer industriegesellschaftlicher Vergreisung be-

handelt wird. Eine solche Perspektive unterschlägt je-

doch die ausgeprägte Eigengesetzlichkeit dieser Krisen-

variante, die sich bereits oberflächlicher Betrachtung 

erschließt. 

Zum einen besticht die hochgradige Zirkularität der 

Krankheitsgeschichte. Noch immer werden Befunde disku-

tiert, die - wie die institutionellen Wachstumsbarrieren 

- bereits Anfang der 60er Jahre oder - wie der impor-

tierte Deindustrialisierungsdruck - bereits in der Zwi-

schenkriegszeit oder - wie die Produktionsfeindlichkeit 

der ökonomischen Kultur - sogar schon im letzten Viertel 

des vergangenen Jahrhunderts auf der Tagesordnung stan-

den. Eine ähnlich im Kreis verlaufende Problematik und 
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eine vergleichbar repetitive Interpretation hat in West-

europa allenfalls Italien zu bieten - und dort be-

schränkt auf die politische Sphäre. 

Zm anderen verblüfft die Widerstandskraft des Patienten, 

der mit wechselnden Symptomen allen vorschnellen Nachru-

fen trotzt. So sind die Hauptängste der abgelaufenen 

Dekade - Währungsschwäche und Gewerkschaftshegemonie 

einer scheinbaren Genesung ebenso zum Opfer gefallen wie 

die damals verbreiteten Prognosen vom unaufhaltsamen 

regionalen Zerfall und von der unausweichlichen Verhär-

tung der korporatistischen Ansätze. Es zählt denn auch 

zu den unterhaltsameren Zügen der britischen Malaise, 

daß sie die auf ihr gedeihenden kurzatmigen Deutungen 

stets auf's Neue desavouiert. 

Der augenscheinliche Widerspruch von Permanenz und stän-

digem Formwandel weist auf die strukturelle Doppelbödig-

keit der Krise hin. Auf der Oberfläche präsentiert sie 

sich als Kette von vorübergehenden Fieberzuständen - in 

Gestalt von Währungskrisen, verallgemeinerten Arbeits-

kämpfen und neuerdings Episoden öffentlichen Aufruhrs. 

Unter diesen periodischen Anfällen, die der florierenden 

Krankheitsberichterstattung den Stoff liefern, schwärt 

die eigentliche Malaise, die "Krise einer alten und er-

schöpften Ordnung"
1
, die sich ökonomisch als Blockierung 

eines abweichenden Entwicklungswegs und politisch als 

Niedergang eines besonderen staatlich-institutionellen 

Modells bestimmt. 

Dabei macht die eigentümliche Dynamik dieses Verfalls 

die Verwendung des Krisenbegriffs eher irreführend. Das 

gängige, der Medizin entlehnte Paradigma der Klärungs-

krise, die den Scheitelpunkt eines sich zuspitzenden 

Krankheitsprozesses markiert, greift an der britischen 

Erfahrung vorbei, die sich in diesem Sinn gerade durch 

die "Unfähigkeit zur Krise" auszeichnet, d. h. durch das 

Unvermögen, Entwicklungswidersprüche in einem histori-

schen Knotenpunkt zu bündeln und durch die Eliminierung 

bankrotter Entwicklungslinien aufzulösen. Das von vielen 

Beobachtern herausgestellte Paradox der "Stabilität in 

158 



der Krise" gedeiht auf dem Boden eines lang eingespiel-

ten Evolutionsmusters, das durch "containment of chan-

ge", durch die "umbiegende Vereinnahmung" von Erneue-

rungsimpulsen geprägt bleibt. So gesehen ist die briti-

sche Krise ein Produkt allzu erfolgreichen, da stagnati-

onsbrütenden Krisenmanagements. 

Die Dialektik von kurzfristiger Krisenvermeidung und 

langfristiger Krisenerzeugung läßt sich besonders augen-

fällig an der Wirtschaftspolitik der Nachkriegsperiode 

verfolgen. Nirgends in Westeuropa wurde das Keynes'sche 

Instrumentarium mit ähnlichem Eifer gehandhabt - und 

nirgendwo ist denn auch die gegenwärtige anti-Keynes 

Reaktion von vergleichbarer Intensität. Im Interesse der 

Stabilisierung von Konjunktur- und Zahlungsbilanzbewe-

gungen manipulierten sukzessive Regierungen den Umfang 

der Gesamtnachfrage vorzugsweise über den Hebel der 

öffentlichen und privaten Kapitalbildung - unter Mißach-

tung der kumulativen Wachstumseffekte. Die im Verlauf 

dieser Stabilisierungsübungen angehäuften Investitions-

und mithin Produktionsdefizite stellen mittlerweile den 

harten Kern des britischen Desindustrialisierungspro-

blems. Die Durchschlagskraft der Keynes'schen "Revoluti-

on" beruhte im britischen Kontext vor allem darauf, daß 

sie ein vollgültiges Substitut für die überfällige öko-

nomische Restrukturierung zu bieten schien. 

Parallel dazu erfolgte auf der politischen Ebene die 

krisenverschiebende Eindämmung des Wandels über den Aus-
2 

bau des "corporate bias" , die schrittweise Einbindung 

der zentralen Interessengruppen in den "extended state", 

mit der das britische System in charakteristisch infor-

meller Manier dem Aufstieg der organisierten Arbeiter-

schaft begegnete. 

Während eine vergleichbare Integrationspraxis in anderen 

spätkapitalistischen Gesellschaften als Mittel zur akti-

ven Akkumulationsförderung diente, funktionierte sie 

unter britischen Bedingungen vorwiegend als ein Arrange-

ment zur allseitigen Bestandswahrung. Der sie tragende 

"richtungslose Konsens" trat besonders konturenscharf in 

ihren Hauptgeschöpfen, "Weifare State" und "Public Cor-
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porations", an die Oberfläche. Beide Institutionen tru-

gen von Anfang an beherrschenden Kompromißcharakter, 

entbehrten einer konsistenten Existenzbegründung und 

blieben vor allem ohne funktionale Zuordnung zum gesamt-

ökonomischen Entwicklungsprozeß. So fungierten die ver-

staatlichten Industrien primär weder als Generatoren 

fiskalischer Oberschüsse noch als verläßliche Zulieferer 

subventionierter Inputs für den Privatsektor, sondern 

als Beschäftigungs- und Einkommensgaranten für begrenzte 

Segmente der Arbeitnehmerschaft sowie als bloße Manö-

vriermasse für die konjunkturelle Stabilisierungspoli-

tik. Wenn die heute einflußreichste Denkschule den bri-

tischen Niedergang als ein Ergebnis von "Überstaatli-

chung" im Sinn der quantitativen Einschnürung des Markt-

sektors deutet^, so bewegt sie sich mit einer falschen 

Diagnose auf der richtigen Spur. Nicht der Umfang der 

staatlichen Wirtschaftstätigkeit steht im Mittelpunkt 

des britischen Problems, wohl aber ihre besondere Rolle 

als Stützpfeiler eines quasi-institutionellen Systems 

rückwärtsgewandten gesellschaftlichen Interessenaus-

gleichs. Es ist denn auch kein Zufall, daß das Konstrukt 

des "corporate bias" Ende der 70er Jahre ausgerechnet an 

den innerhalb des unterkapitalisierten und perspektivlo-

sen öffentlichen Sektors erzeugten Arbeitskonflikten 

endgültig auseinanderbrach. 

Die These von der qualitativen Besonderheit der briti-

schen Krisenvariante bestätigt sich gerade auch in öko-

nomischer Hinsicht. Erlaubte der stürmisch expandierende 

Weltmarkt in den ersten drei Nachkriegsjahrzehnten noch 

die Illusion einer nurmehr graduellen Entwicklungsdiffe-

renz zu den kontinentalen Ökonomien, so ist der schein-

bare Wachstumsrückstand während der letzten Jahre in 

eine neue Qualität umgeschlagen: den historisch ersten 

Fall anhaltender Desindustrialisierung. Dabei geht es 

nicht um den relativen Gewichtsverlust des verarbeiten-

den Sektors in Produktion und Beschäftigung - ein gene-

relles Phänomen in fast allen entwickelten Industrie-

staaten -, sondern um einen Prozeß industrieller Atro-

phie, der über den Hebel wachsender Importpenetration 

das gegebene außenwirtschaftliche Gleichgewicht zerstört 

160 



und die gesamtökonomische Aktivität auf eine niedrigere 

Stufe zwingt. Im dritten Quartal 1982 hat dieser Erosi-

onsprozeß eine historische Schwelle erreicht: erstmals 

in ihrer Außenhandelsgeschichte akkumulierte die einsti-

ge "Werkstatt der Welt" ein Defizit im Austausch von 

Industriewaren. Zur Aufrechterhaltung seiner externen 

Reproduktionsfähigkeit ist das Land daher in wachsendem 

Umfang auf den Export von Primärgütern - in Gestalt von 

Nordsee-Öl - angewiesen. 

Daß es sich dabei um eine tatsächliche Regression und 

nicht um das von einigen Interpreten postulierte Vor-

spiel zur post-industriellen Revolution handelt, belegen 

die Begleitumstände. Die rapide industrielle Kontraktion 

ist nicht primär binnenwirtschaftlich, d.h. über die 

Expansion des Dienstleistungssektors vermittelt, sondern 

exogen, über das sich verstärkende internationale Kompe-

tenzgefälle. Außenwirtschaftlich wird der Verlust von 

Industriegütermärkten keineswegs durch wachsende Dienst-

leistungsexporte aufgewogen. Und schließlich weicht die 

Entwicklung auch dort vom post-industriellen Drehbuch 

ab, wo sie nicht einen reduzierten und hyperproduktiven, 

sondern einfach einen reduzierten Industriesektor zu-

rückläßt. Der relativ hohe Entfaltungsgrad des Tertiär-

bereichs in Großbritannien darf nicht darüber hinwegtäu-

schen, daß für die erfolgreiche post-industrielle Trans-

formation eine effiziente und gesamtwirtschaftlich inte-

grierte Industriebasis eine ähnliche Schlüssel rolle 

spielt wie einst die Agrarmodernisierung für die erfolg-

reiche industrielle Revolution. 

Als wirtschaftsstrukturelle Krise hat die britische Ma-

laise weitreichende entwicklungstheoretische Implikatio-

nen. Sie nährt nämlich die Vermutung, daß innerhalb 

eines offenen weltwirtschaftlichen Systems nicht nur ein 

ständiger Rangwechsel unter den nationalstaatlich orga-

nisierten Ökonomien stattfindet, sondern daß im Einzel-

fall auch die tendenzielle Peripherisierung metropolita-

ner Volkswirtschaften - d. h. der Verlust einer eigen-

ständigen Entwicklungsdynamik und die Zersetzung einer 

relativ homogenen Binnenstruktur - nicht mehr auszu-

schließen ist. 

161 



Die ersten Zeichen dieses Feripherisierungsdrucks sind 

im Großbritannien der 80er Jahre schwer zu übersehen. Da 

sind die wachsenden regionalen Disparitäten, die bereits 

heute die Fahrt vom südöstlichen Prosperitätspol ins 

nordenglische Hinterland als grenzüberschreitende Reise 

erscheinen lassen. Da ist der in weiten Bereichen er-

schreckende Verfall der physischen Infrastruktur in ei-

nem Land, das gleichzeitig den weltweit am schnellsten 

wachsenden Markt für - vorwiegend importierte - Unter-

haltungselektronik stellt. Da ist nicht zuletzt die Auf-

schwemmung der "black economy", eines "informellen", dem 

staatlichen Zugriff entzogenen Wirtschaftssektors, der 

von einigen Experten bereits auf 15 % des Sozialprodukts 

veranschlagt wird. Widersprüche, die der besonderen 

"britischen Lebensqualität" zunehmend einen aus der 

Dritten Welt vertrauten Beigeschmack verleihen. 

Die hinter dem Desindustrialisierungsprozeß wirksame 

Logik läßt sich in einer Reihe von Kausalketten rekon-

struieren, die - ausgehend vom Schlüsselaspekt des in-

ternationalen Produktivitätsgefälles - unmittelbar auf 

das binnenwirtschaftliche Investitionsdefizit und mit-

telbar auf eine wachstumsfeindliche Wirtschaftspolitik, 

einen überdimensionierten externen Kapitalabschluß, ein 

unterdurchschnittliches heimisches Profitniveau und/oder 

eine innovationsnegierende gewerkschaftliche Verhand-

lungsposition zurückverweisen. Einzeln oder gebündelt 

haben diese Erklärungslinien nicht nur die bisherige 

Krisendebatte beherrscht, sondern auch die isolierten 

Ansätze einer staatlich vermittelten industriellen Rege-

neration geleitet. 

Gerade die Ergebnislosigkeit der Regenerationsversuche 

Mitte der 60er und 70er Jahre deutet allerdings darauf 

hin, daß die Wurzeln des industriellen Niedergangs unter 

die Ebene der produktionstechnischen Rückständigkeit 

reichen. Sie verweist auf die historische Hypothek eines 

abweichenden Modells bürgerlicher Entwicklung, nämlich 

darauf "that Marx would have been better employed in the 

Library of Congress than in the British Museum".
4 
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Die frühzeitige Festigung eines agrarisch-merkantilen 

Kapitalismus schuf in England nicht nur die Grundlagen 

für die Rolle des frühindustriellen Pioniers, sondern 

ermöglichte auch die spätere Domestizierung der indu-

striellen Revolution, die gesellschaftliche Eindämmung 

der Evolutionslogik der Maschinenproduktion. Die ansatz-

weise Differenzierung der englischen Elite während der 

ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde in der zweiten 

Hälfte auf dem Boden eines außengerichteten Entwick-

lungswegs zugunsten der ökonomischen und politischen 

Hegemonie ihrer finanz- und außenhandelsorientierten 

Sektoren entschieden. Diese besondere Binnenkonfigurati-

on der herrschenden Klasse, die sich in der in frühindu-

striellen Organisationsformen und Perspektiven befange-

nen Arbeiterschaft spiegelte, schlug sich in der Konso-
5 

lidierung einer "gentrified bourgeois culture" nieder, 

in der Marginalisierung industriewirtschaftlicher Orien-

tierung und praktisch-technischer Fähigkeiten in Erzie-

hungswesen, Wirtschaftskultur und gesellschaftlichem 

Wertsystem. Dieser inzwischen vielfach dokumentierte 

anti-industrielle Habitus stellte gerade bei der Umset-

zung der auf verwissenschaftlichte Massenproduktion ge-

gründeten Zweiten Industriellen Revolution eine erhebli-

che Barriere und wirkte in der Folgezeit als konstante 

Produktivitätsbremse. 

Die wirklich entscheidende Schwäche des britischen Ent-

wicklungswegs bestand jedoch darin, daß das Ausbleiben 

einer "reinen", von einer reifen Industriebourgeoisie 

inszenierten bürgerlichen Revolution die Übernahme und 

graduelle Adaption des in der frühkapitalistischen Ent-

wicklungsphase ausgeformten Staats und StaatsVerständ-

nisses ermöglichte. Im Unterschied zu Kontinentaleuropa 

fand daher die autoritative Abhebung des Staats von der 

Gesellschaft nicht statt, blieb seine für nachholende 

Industriemodernisierung notwendige dirigistische Dimen-

sion unerschlossen. Das die Staatstätigkeit prägende 

Doppelethos der zivilen Hegemonie und der "good admini-

stration" hatte in dem von der Figur des vorgeblich 

omnikompetenten Amateurs beherrschten Civil Service ein 

Werkzeug, das bei der Lösung der sich verdichtenden öko-
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nomischen Strukturprobleme nicht zu greifen vermochte, 

zumal alternative Koordinationsinstanzen - "klassisches" 

Finanzkapital und branchenüberspannende Unternehmenskon-

glomerate - sich in Großbritannien erst mit beträchtli-

cher historischer Verspätung entwickelten. Der "nicht 

genügend organisierte englische Kapitalismus"^ offenbar-

te seine Unzulänglic hkeit vor allem in dem für den spät-

kapitalistischen Wachstumsschub grundlegenden Über-

schneidungsbereich von öffentlicher und privater Wirt-

schaftstätigkeit. Das potentielle Kooperationsfeld für 

eine aktive Strukturpolitik verkam unter britischen Be-

dingungen zur politisch-ideologischen Reibungsfläche 

(Beispiel: Ver- und Entstaatlichung der Stahlindustrie) 

oder zum bloßen Hanövrierfeld für die Politik kurzatmi-

ger Zugeständnisse im Rahmen des "corporate bias" (Bei-

spiel: die lenkungsschwache Vermehrung öffentlicher 

Agenturen). 

Die Langlebigkeit dieses Entwicklungsmodel]s und mithin 

die Permanenz der Krise sind Produkte äußerer wie inter-

ner Faktoren. Außenwirtschaftlich lieferte der ursprüng-

liche Produktivitätsvorsprung des industriellen Pioniers 

bis zur Jahrhundertwende ein wirksames Fettpolster gegen 

die erwachende internationale Konkurrenz; ein histori-

sches Guthaben, das später durch den präferentiellen 

Zugang zu Empire-Märkten, durch die kurzfristige indu-

strielle Monopolstellung nach dem Zweiten Weltkrieg und 

neuerdings durch die verfallsverschleiernden Erdölein-

künfte wiederholt aufgestockt wurde. Es ist denn auch 

bezeichnend, daß die kurzen Perioden, in denen der au-

ßengekehrte Entwicklungsweg unter dem Druck externer 

Umstände verlassen und vorübergehend zugunsten einer mit 

protektionistischen und interventionistischen Mitteln 

durchgesetzten binnenmarktorientierten Lösung aufgeben 

wurde - während beider Weltkriege und im Gefolge der 

Weltwirtschaftskrise -, gleichzeitig Perioden beschleu-

nigten Strukturwandels und beispielloser industrieller 

Expansion darstellten. 

Im Innern hat das skizzierte Entwicklungsmodell seine 

Widerstandskraft vor allem aus der ungewöhnlichen Halt-
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barkeit seiner politischen Verankerung bezogen. Der öko-

nomische Verfall hat - bislang - kein Gegenstück in ei-

ner vergleichbaren Zersetzung der politischen Ordnung, 

die wirtschaftliche Ineffizienz des Staates ist - bis-

lang - durch scheinbar unbegrenzte Ressourcen an politi-

scher Legitimität kaschiert worden. Diese Stärke beruht 

nicht nur auf dem schieren Alter des britischen "ancien 

regime" und der damit einhergehenden erfolgreichen My-

thenbildung, sondern auch auf der besonderen Gestalt des 

Staates und seiner ideologischen Fundierung. Die Domi-

nanz utilitaristischer Ordnungsvorstellungen - d. h. das 

Fehlen eines Staatsbegriffs im Hegel
f
schen Sinn - hat 

zwar die funktionale Aufschwellung des administrativen 

Apparats nicht verhindert, wohl aber das politische Sy-

stem gegen bestimmte prinzipielle Ansprüche abgefedert. 

Da die Autorität des Staates nicht auf der erfolgreichen 

Verwirklichung des "öffentlichen Interesses" beruht, 

münzt sich umgekehrt seine wirtschaftspolitische Schwä-

che nicht in automatischen Legitimitätsverlust um. 

Dieser Zusammenhang enthüllt sich schlaglichtartig in 

einem Detail der britischen Szene: der völligen Abwesen-

heit "alternativer" ("grüner", "ökologischer") politi-

scher Akteure. Während diese Gruppen in Kontinentaleuro-

pa zunehmend als effektive Fermente in politischen Gä-

rungsprozessen auftreten, fehlt ihnen in Großbritannien 

jegliche Operationsbasis. Ihr gegen Hyperindustrialismus 

und den technokratischen Leviathan gerichteter Verstoß 

trifft hier auf offene Türen: einen archaischen "soft 

state" und eine bereits institutionalisierte Industrie-

feindlichkeit. 

Die häufig gestellte Frage, ob Wirtschafts- oder Staats-

krise, ist somit unergiebig, ökonomischer Verfall und 

politisches Stehaufmännchentum sind die beiden Gesichter 

eines in die Krise geratenen - weil wettbewerbsunfähigen 

- abweichenden Entwicklungsmodells. Die im interventi-

onsschwachen Staat verfestigte Hegemonie industrieferner 

Gesellschaftsegmente reproduziert den ökonomischen Ader-

laß stets auf
f
s Neue, schirmt paradoxerweise aber auch 

die politische Ordnung gegenüber den Folgen der Wachs-
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tumsschwäche ab - mit dem Resultat der scheinbar unauf-

lösbaren "stabilen Dauerkrise". 

Letztendlich ist aber selbst die Flexibilität dieses 

krisentüchtigen politischen Systems begrenzt, steigt 

angesichts der fortschreitend brüchiger werdenden Wirt-

schaftsbasis der interne Verwerfungsdruck. Der Zusammen-

bruch des "corporate bias" hat die politische Praxis auf 
7 

die frühere Gestalt der "Parteiensouveränität" zurück-

verwiesen und damit gegenüber Erneuerungsimpulsen geöff-

net. Greifbares Ergebnis ist die Re-Ideologisierung der 

aus der Konsenspflicht entlassenen "alten" Parteien und 

die Etablierung eines neuen Akteurs in der geräumten 

ideologischen Grauzone. Zum erstenmal seit dem Umbruch 

am Vorabend des Ersten Weltkriegs steht das Parteienge-

füge vor einem potentiell grundlegenden Gestaltwandel, 

dessen Ausgang - nicht zuletzt infolge der Brechung 

durch das Wahlsystem - jedoch noch völlig offen er-

scheint. 

Die politische Umschichtung zeugt jedoch weder von der 

endlich hereingebrochenen Legitimitätskrise noch von der 

bevorstehenden Lösung der entwicklungsstrategischen Ma-

laise. Denn bei genauerer Betrachtung können die neuein-

gekleideten politischen Protagonisten - einschließlich 

der wiedergeborenen Sozialdemokraten - ihre Herkunft von 

der alten Ordnung nicht verleugnen. Die Kontinuität im 

Wandel zeigt sich exemplarisch an den Grenzen der gegen-

wärtigen "neo-konservativen Revolution". Die Hauptlinien 

dieses Unternehmens - die Eliminierung korporatistischer 

Politikelemente und die flächendeckende Privatisierung 

des öffentlichen Produktivvermögens - markieren zwar 

einen klaren Bruch mit der Ära der Konsenspolitik, las-

sen jedoch die strukturelle Grundlage des alten Entwick-

lungsmodells, die Schlüsselstellung der "overseas lob-
Q 

by" , unberührt. "Radikal" ist der Umbruch - von seiner 

ökonomischen Logik her gesehen - nicht im Sinne einer 

Umkehrung industriefeindlicher Entwicklungstrends, son-

dern im Sinne ihrer entschiedenen Durchsetzung. Den da-

bei politisch federführenden Mittelschichten der "neuen" 

Dienstleistungsbereiche dienen Entstaatlichung und Be-

166 



seitigung der gewerkschafliehen Vetomacht weniger als 

Hebel zur privatwirtschaftlichen Regeneration der Indu-

strie denn als Wegbereiter für die als unvermeidbar gel-
q 

tende industrielle Atrophie. Daß auch die "radikalen" 

Tories der 80er Jahre nicht über ihren eigenen Schatten 

zu springen vermögen, beweist sich dort, wo die Ent-

schlackung von Staat (mittels Privatisierung) und Indu-

strie (mittels Deflation) Endzweck bleibt, d. h. nicht 

in eine produktive Integration von öffentlicher und pri-

vatwirtschaftlicher Sphäre - etwa mittels aktiver Struk-

tur- und Technologiepolitik - umgemünzt wird. 

Alles deutet somit darauf hin, daß unter der Oberfläche 

einer veränderten politischen Landschaft der Prozeß des 

"negotiated decline" (Nairn) weitergeht. Dafür spricht 

auch die bei aller Modernisierungsrhetorik im Grunde 

noch immer rückwärtsgewandte Perspektive der Oppositi-

onsparteien, die entweder am Leitbild des Versorgungs-

staats von 1945 (Labour) oder aber am Mythos des durch 

die polarisierte Konkurrenzdemokratie verschütteten ide-

ologiefreien, pragmatischen Minimalstaats (Alliance) 

festhalten. Die politischen Träger eines neuen techno-

kratischen StaatsVerständnisses und einer produktions-

orientierten Wirtschaftskultur sind jedenfals nicht aus-

zumachen. Die soziale Basis für eine derartige Umwälzung 

wird angesichts des rapiden Gewichtsverlusts industrie-

naher Gesellschaftssegmente ohnehin ständig schmaler. 
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